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Editorial 
 
Liebe Freundinnen und Freunde des internationalen 
Liberalismus und eines Vereinten Europas, 
 
herzlich willkommen bei der neuesten Ausgabe 
unseres LI-Kuriers, dem Mitgliedermagazin unserer 
Deutschen Gruppe der LI (DGLI). Wie Sie sehen, 
finden wir uns in der Liberal International (LI) nicht 
mehr unter dem traditionellen Leuchtturm, sondern 
unter dem neuen Logo des Weltverbandes zusam-
men. Genau hierzu passt, dass die DGLI seit eini-
gen Monaten auch eine völlig neu überarbeitete 
Website (www.dgli.de) hat und zukünftig unter der 
neuen Adresse der 
 
DGLI-Bundesgeschäftsstelle 
Reinhardtstr.16 
10117 Berlin 
 
postalisch erreichbar ist. Alles viel Neues! 
 
Blickt man auf die vergangenen Monate zurück, 
kann man mit Freude feststellen: Die DGLI ist auf 
dem richtigem Weg. Die Anzahl der Mitglieder steigt 
stetig, auch die Anzahl der öffentlichen Veranstal-
tungen der DGLI im Bund und in den Sektionen 
nimmt zu. Aus diesem Grunde finden Sie in dieser 
Ausgabe des LI-Kuriers eine große Anzahl von 
Tagungsberichten sowie einen DGLI-Reisebericht 
über Istanbul – alle aus unterschiedlichen Federn! 
Vielen Dank hierfür, viel Freude bei der Lektüre! 
 
Stünde es doch in der Weltpolitik ebenso positiv wie 
in der Deutschen Gruppe der Liberal International 
(DGLI). Im August kam es beispielsweise zum Krieg 
zwischen Russland und Georgien, parallel zu den 
Olympischen Spielen in China. Im September be-

gann das, was wir heute eine weltweite Finanzkrise 
mit Milliarden-schweren Rettungspaketen nennen. 
Verstaatlichungen von Banken ist nun kein politi-
sches Hirngespinst mehr, sondern wird in Einzelfäl-
len praktiziert. Aktuell ergeht ein Rettungsruf an den 
Staat, um die weltweite Krise möglichst schnell in 
den Griff zu bekommen. „Der Eingriff des Staates 
(aber) ist ein Armutszeugnis für die Finanzbranche 
und ein Schlag für die beste aller Lebensformen, die 
Soziale Marktwirtschaft mit freiem Unternehmertum. 
Er scheint alternativlos, doch auf Dauer gilt weiter-
hin: Der Staat ist kein guter Unternehmer. Er wird 
sich zurückziehen müssen … Die Bankenlandschaft 
wird nicht mehr sein wie zuvor“ [Appel, Holger: 
Einzige Zuflucht, in: FAZ 13.10.2008] „In diesen 
Tagen ging es nicht nur um die Sicherung des Ban-
kensystems. Bedroht war auch die Stabilität der 
politischen Ordnung“ [FAZ 14.10.2008] … „Diese 
Krise wird zu einem fundamentalen Durchdenken 
unserer Gesellschaft führen, sie wird Finanzökono-
mie wieder zu einer gesellschaftlichen und Globali-
sierung zu einer sozialen Angelegenheit machen, 
oder sie wird uns nirgendwohin führen“ [Frank 
Schirrmacher, FAZ 14.10.2008]. In den USA beginnt 
mit der Amtszeit von Barack Obama möglicherweise 
eine neue Zeitrechnung. Nun gilt es, das Verhältnis 
mit den USA nachhaltig zu verbessern und die 
politische Bühne wieder konstruktiven Kräften auf 
beiden Seiten des Atlantiks zu überlassen. Dabei 
sollten unsere Erwartungen an die neue Administra-
tion aber bei aller Zuversicht realistisch bleiben. Die 
Bedeutung der Wahlen in den USA für die DGLI 
können Sie, liebe Leserinnen und liebe Leser, daran 
erkennen, dass sich einige Beiträge mit dieser 
Thematik beschäftigen, zudem war unser Präsident 
Patrick Meinhardt MdB als Wahlbeobachter vor Ort. 
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Im Namen unseres Präsidenten und des gesamten 
Präsidiums grüße ich Sie und Ihre Angehörigen 
sehr herzlich und wünsche uns allen schon heute 
eine schöne Weihnachtszeit 
 
Ihr 
 

 
 
Dirk Weissleder 
Vizepräsident 
 
 
 
Liebe liberale Freundinnen und Freunde, 
 
in den vergangenen Wochen und Monaten wurden 
Deutschland, Europa und die Welt mit gewaltigen 
Problemen und Aufgaben konfrontiert, zu deren 
Lösung neue Konzepte und Kooperationsstrukturen 
notwendig sind. Immer wieder wurde dabei vor 
allem deutlich, dass unilaterales Vorgehen immer 
weniger geeignet ist, diese Herausforderungen zu 
meistern. Der Europäischen Union mit ihrer langjäh-
rigen Erfahrung in multilateraler Kooperation kommt 
dabei eine ganz besondere Aufgabe zu. Als enger 
Bündnispartner teilen die Europäer gemeinsame 
Werte und Interessen mit den Vereinigten Staaten. 
Die transatlantische Allianz ist deshalb gerade in 
Zeiten neuer Herausforderungen wichtiger denn je. 
 
Für eine erfolgreiche Kooperation zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Europäischen Union ist 
es deshalb bei der Lösung internationaler Heraus-
forderungen unabdingbar, dass sich auch Washing-
ton der Notwendigkeit eines solchen gemeinsamen 
Vorgehens bewusst wird. Die vergangenen Jahre 
waren gerade aus europäischer Sicht leider nicht 
immer einfach. Es bleibt daher zu hoffen, dass die 
Wahl Barack Obamas zum 44. Präsidenten der 
USA nicht nur innenpolitisch, sondern auch für die 
transatlantischen Beziehungen einen Wendepunkt 
bedeutet.  
 
Der Konflikt zwischen Russland und Georgien hat 
einmal mehr gezeigt, wie fragil die politische Situati-
on im Kaukasus auch nach nahezu zwei Jahrzehn-
ten seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
immer noch ist. Es wurde dabei auch deutlich, dass 
die Lösung der bestehenden regionalen Konflikte 
zwischen Russland und seinen Nachbarn eine wich-
tige Voraussetzung für die Verbesserung der Bezie-
hungen zwischen Moskau und dem Westen dar-
stellt. Neue Lösungsansätze sollten dabei ange-
dacht werden. Die Erfahrungen aus dem KSZE-
Prozess während des Kalten Krieges können hier-
bei mit Sicherheit einen wichtigen Beitrag leisten. 
 

Auch die Krise an den internationalen Finanzmärk-
ten hat die Notwendigkeit zur internationalen Ko-
operation deutlich gemacht. Unilateral Maßnahmen 
zur Stabilisierung der Finanzmärkte sind ebenso 
wenig ausreichend wie fehlende Zusammenarbeit 
bei der Entwicklung neuer Strukturen zur Stabilisie-
rung und Sicherung der weltweiten Finanzbezie-
hungen. 
 
Die Turbulenzen an den weltweiten Börsen haben 
nicht zuletzt auch jene Länder getroffen, die ohne-
hin bereits mit existenziellen Nöten konfrontiert sind. 
Der Welthungerindex der Deutschen Welthungerhil-
fe hat die dramatische Situation insbesondere in 
Afrika deutlich gemacht. Weltweit hat die unzurei-
chende Nahrungsversorgung drastisch zugenom-
men. Die Preise für Nahrungsmittel stiegen seit 
2007 um 50% an. In 33 Staaten hat die Unterver-
sorgung ein extrem alarmierendes Ausmaß erreicht. 
Oft ist diese Ressourcenknappheit verbunden mit 
inner- oder zwischenstaatlichen Konflikten. Die 
Beispiele Sudan und Somalia zeigen, wie sich sol-
che Konflikte weitgehend unbeachtet über Jahr-
zehnte hinziehen können ohne, dass die internatio-
nale Staatengemeinschaft effektiv eingreifen kann. 
Weitere dramatische Zuspitzungen drohen im Osten 
Kongos, wo die Gefahr eines erneuten Genozids 
zwischen Hutu und Tutsis besteht. Auch hier zeigen 
sich die Vereinten Nationen bisher leider hilflos. 
 
Ein breites Spektrum neuer internationaler Fragen 
und Probleme erfordert neue Lösungen. Es ist ein 
gutes Zeichen, dass wir als liberale Partei als einzi-
ge politische Kraft in Deutschland mit der Deut-
schen Gruppe der Liberal International über eine 
Vorfeldorganisation verfügen, die sich gerade diese 
Herausforderungen zur Aufgabe gemacht hat. Wir 
setzen damit die große Tradition liberaler Außenpo-
litik fort, die so prägend war und immer noch ist für 
den Erfolg Deutschlands in der Welt. Hierauf kön-
nen wir zu Recht stolz sein! 
 
 

 
 

Patrick Meinhardt MdB 
DGLI-Präsident 
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„Mensch als Ware?!“ - Erfolgreicher 3. Li-
beral International Day am 3. Mai 2008 in 
Berlin 
 
Unter der Fragestellung „Mensch als Ware?!“ fand 
am 3. Mai 2008 im Atrium der Deutschen Bank AG 
Berlin, Unter den Linden, der 3. Liberal International 
Day statt, der von der Deutschen Gruppe der Libe-
ral International (DGLI) gemeinsam mit der Fried-
rich-Naumann-Stiftung für die Freiheit veranstaltet 
wurde. DGLI-Präsident Patrick Meinhardt MdB und 
Harald Klein, Bereichsleiter Internationale Politik der 
Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit, konnten 
über 200 Gäste begrüßen. „Weder Tradition noch 
Religion dürfen Menschen ihre Freiheit vorenthal-
ten“, so Harald Klein, in seinen einleitenden Worten 
zu den diskutierten Themenbereichen Menschen-
handel, Genitalverstümmelungen und Zwangsehen 
als Problemfelder auch in Deutschland. 
 

 
 

 
 

Harald Klein (Bild oben) von der Friedrich-Naumann-
Stiftung für die Freiheit und DGLI Präsident Patrick Mein-
hardt. 
 
Das Impulsreferat hielt die in Rumänien geborene 
und heute als Autorin in Deutschland lebende Jour-
nalistin und Preisträgerin „Frau Europas 2007“, Inge 
Bell, die von ihren Erfahrungen in Ost- und Südost-
europa berichtete. Sie sieht in den Staaten Ost- und 
Südosteuropas strukturelle Probleme in den Gesell-
schaften des Post-Kommunismus, so den Wertever-
lusten, dem Verlust menschlicher Beziehungen und 
das Problem eines ungezügelten Kapitalismus. 
Rund 97 % der Opfer der Zwangsprostitution und 
des Menschenhandels in Europa kämen aus diesen 
Staaten. Insbesondere Rumänien und Bulgarien, 
beide seit 2007 EU-Mitglied, bezeichnete sie als 
„Entwicklungsländer mit EU-Kosmetik“, da es hier 
weder verlässliche Rechtsstaatlichkeit, erstarkte 
Demokratie noch eine wirkliche Zukunftsperspektive 
gebe. 

 
Heike Rudat, Kriminaldirektorin beim Landeskrimi-
nalamt Berlin, kritisierte das Interesse der Medien 
an stereotypen Opferbildern und dem Hunger nach 
„Sex and Crime“, was den Kampf gegen Men-
schenhandel selbst nicht weiterbringe. Alle Teil-
nehmer der beiden Diskussionsforen waren sich 
darin einig, ein gesellschaftliches Klima für diese 
Themenbereiche in Deutschland, Europa und inter-
national zu schaffen. „Die Veranstaltung hat dazu 
beigetragen, Menschenhandel, Zwangsverheiratun-
gen und Genitalverstümmelungen als Menschen-
rechtsverletzung zu benennen und in die öffentliche 
Diskussion zu bringen“, sagte Patrick Meinhardt und 
Wolf Poulet, International Governance Consulting, 
fügte hinzu: „All das sei vielleicht kein zentrales, 
aber ein moralisches Problem, dem sich die Öffent-
lichkeit stellen müsse“. 
 

 
 

Inge Bell hielt das Impulsreferat. 
 
Weitere Teilnehmer der Diskussionsrunden waren 
Henny Engels, Geschäftsführerin des Deutschen 
Frauenrats, Serap Cileli, Schriftstellerin, Barbara 
Lochbihler, Generalsekretärin amnesty international 
Deutschland e.V., Dr. Peter Schütt, Publizist, Riem 
Spielhaus, Islamwissenschaftlerin und Vorstands-
mitglied der Muslimischen Akademie in Deutsch-
land, sowie Hellmut Königshaus MdB, Mitglied des 
Bundestagsausschusses für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. 
 

 
 

Die Teilnehmer des ersten Podiums. 
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Die Teilnehmer des zweiten Podiums. 
 

 
 

 
 

Eine sehr gut besuchte Veranstaltung der Deutschen 
Gruppe der Liberal International (DGLI). 
 
Text: Dirk Weissleder 
Fotos: Sandro Schilder 
 
Ein ausführlicher Tagungsbericht finden Sie auf 
unserer Website unter www.dgli.de  
 
 
 
Meinhardt beim Afrika-Forum des Bundespräsi-
denten in Nigeria 
 
Abuja, Nigeria - Das 4. Afrika–Forum des Bundes-
präsidenten fand am vergangenen Wochenende in 
Nigerias Hauptstadt Abuja unter dem Motto „Part-
nerschaft mit Afrika“ statt. Bundespräsident Horst 
Köhler hatte hierzu in seiner Funktion als Vorsitzen-
der der Parlamentariergruppe Östliches Afrika des 
Bundestages den FDP–Bundestagsabgeordneten 

und DGLI-Präsidenten Patrick Meinhardt eingela-
den.  
 
„Der Bundespräsident ist in Sachen Afrika ein Über-
zeugungstäter und schafft es, Menschen aus allen 
gesellschaftlichen Bereichen für diesen vergesse-
nen Kontinent zu begeistern“, so Patrick Meinhardt. 
„Mit seinen vier Afrikaforen hat der Bundespräsident 
in Zusammenarbeit mit der Zeitstiftung für ein höhe-
res Bewusstsein für Afrika gesorgt. Mir ganz zentral 
wichtig ist dabei die Begegnung zwischen den Men-
schen“, so Patrick Meinhardt, der im Bundestag 
Vorsitzender der Parlamentariergruppe Östliches 
Afrika ist. 
 
„Das Hauptthema muss die Bildungspolitik sein. 
Über Bildungspartnerschaften in den Bereichen der 
Basisbildung, aber auch der beruflichen Ausbildung, 
über Schulkooperationen und Universitätszusam-
menarbeit kann vieles in Bewegung gebracht wer-
den. Besonders setze ich mich für einen Studenten-
austausch mit afrikanischen Universitäten ein. Hier 
kann in einem gemeinsamen afrikanisch-deutschen 
Studienprogramm ein guter Akzent gesetzt werden“, 
ist Patrick Meinhardt überzeugt.  
 
Insbesondere ist DGLI-Präsident Meinhardt aber 
wichtig, dass dieses Afrika-Forum fortgesetzt wird. 
„Hier werden Fachleute aus Gesellschaft, Wirtschaft 
und Politik zusammengebracht. Gerade auch die 
Staatspräsidenten kommen zu diesem Forum.“ So 
waren neben dem nigerianischen Präsidenten Uma-
ru Musa Yar'Adua auch der Premierminister von 
Äthiopien und der Vizepräsident von Ghana Teil-
nehmer dieser Tagung. 
 

 
 
Patrick Meinhardt, FDP-Bundestagsabgeordneter und 
DGLI-Präsident, mit dem deutschen Bundespräsidenten 
Horst Köhler und dem nigerianischen Präsidenten Umaru 
Musa Yar'Adua beim vierten Afrikaforum in Abuja, Nigeria. 
 
Bildrechte: David Ausserhofer/GTZ 
Abdruck mit Namensnennung freigegeben 
 
 
 
Veranstaltungen der DGLI in den Sektionen 
 
Im Folgenden finden Sie einige Berichte über Aktivi-
täten in den einzelnen Sektionen der Deutschen 
Gruppe der Liberal International (DGLI): 
 
Laatzener Dialog: Stellung der Frau in den ara-
bischen Staaten 
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Unter der Fragestellung „Wie modern ist der Islam? 
Die Stellung der Frau in der arabischen Welt“ fand 
am vergangenen Donnerstagabend im Hotel Haase 
die Auftaktveranstaltung der neuen Reihe „Laatze-
ner Dialog“ statt. Trotz des guten Wetters war die 
Veranstaltung, die gemeinsam von der Friedrich-
Naumann-Stiftung für die Freiheit und der Deut-
schen Gruppe der Liberal International (DGLI) orga-
nisiert worden war, gut besucht. Grund dafür dürfte 
nicht zuletzt die Aktualität des Themas gewesen 
sein. Als Referent konnte der Islamwissenschaftler 
und Lehrer für arabische und persische Sprache, 
Herr Dr. Hasan Amarat, gewonnen werden. Der 
gebürtige Jordanier berichtete über die religiöse, 
soziale und gesellschaftliche Stellung der Frau in 
den über 20 Staaten, die im Allgemeinen zur arabi-
schen Welt gezählt werden. Dabei ging Dr. Amarat 
nicht nur auf die im Koran niedergelegten Grundsät-
ze, sondern auch auf die jeweils sehr unterschiedli-
chen landestypischen kulturellen Traditionen ein. 
„Es gibt nicht den Islam, sondern unterschiedliche 
Auslegungen in unterschiedlichen Ländern“, so Dr. 
Amarat. Ganz traditionell betrachtet, stünde der 
Mann nach den Geboten des Koran über der Frau 
(Sure 4, Vers 34), die diesem zum Gehorsam ver-
pflichtet sei. Dafür übernehme der Mann aber auch 
eine umfassende Versorgungs- und Schutzpflicht 
gegenüber seiner Ehefrau. Allerdings gebe es ge-
genwärtig in den arabischen Staaten, namentlich in 
Marokko, derzeit auch liberale Tendenzen, die sich 
langsam gesellschaftlich durchsetzen würden, so 
Dr. Amarat. Allerdings sei auch das Gegenteil der 
Fall. So gebe es auch Entwicklungen zu stärker 
traditionellem Verständnis, wie beispielsweise im 
Jemen. 
 

 
 
Dirk Weissleder (links) dankt Dr. Hasan Amarat für seinen 
Vortrag. 
 
Im Anschluss an den Vortrag hatten die Gäste die 
Möglichkeit, den Referenten ausgiebig zu befragen, 
so den Aspekten des Tragens von Schleiern, weibli-
cher Selbstbestimmung, der Wahl des Ehepartners, 
insgesamt Rechte der Frauen innerhalb der Ehe  
und der Möglichkeit, sich scheiden zu lassen. Alle 
Gäste waren sich darin einig, dass die Fragestel-
lung des Abends nur sehr differenziert beantwortet 
werden kann, der Informations- und Diskussionsbe-
darf ist hierbei groß, das Interesse enorm. Dies 
hatte DGLI-Vizepräsident Dirk Weissleder, FDP-
Chef und Ratsherr in Laatzen, bereits in seiner 
Begrüßung herausgestellt. „Die Globalisierung führt 
langfristig auch zu einer Globalisierung der Men-
schenrechte, wenngleich mühsam. Ansichten der 

Moderne würden sich auch in traditionellen Gesell-
schaften durchsetzen. Zugleich bedeute Globalisie-
rung auch erhöhte Migrationsbewegungen, die sich 
später auch lokal, eben hier in Laatzen niederschla-
gen“, so Weissleder. „Integration kann nur vor Ort 
gelingen. Dafür brauchen alle Beteiligte aber auch 
Wissen und gegenseitiges Verständnis des jeweili-
gen kulturellen Hintergrundes“, so der Liberale. 
Weissleder zeigte sich mit der Anzahl der Gäste 
hoch zufrieden und freute sich über das große Inte-
resse an diesem Thema mit internationalem Bezug. 
„Wir werden den Laatzener Dialog auf alle Fälle 
fortsetzen“, so der Laatzener. 
 
Text: Dirk Weissleder 
 
 
 
„Die USA im Präsidentschaftswahljahr – Wer 
wird der nächste Präsident?“  
  
Unter dieser hochaktuellen Fragestellung lud die 
Deutsche Gruppe der Liberal Internation, Sektion 
Niedersachsen, am 8. Oktober 2008 zum Laatzener 
Dialog ein. Mit Prof. Dr. Michael Pfau, Politikwissen-
schaftler an der University of San Diego in Kalifor-
nien konnte ein hervorragender Referent gewonnen 
werden, der als gebürtiger Deutscher mittlerweile 
seit über 30 Jahren in den USA lebt. Sein Fachge-
biet ist die politische Psychologie und das zeigte 
sich sehr schnell und deutlich in dem von der Poli-
tikwissenschaftlerin und Amerikanistin Frau Dr. 
Petra Beckmann-Schulz sowie von Dirk Weissleder, 
DGLI-Vizepräsident, moderierten Vortragsveranstal-
tung, die in einer angeregten Diskussion der Teil-
nehmer des Laatzener Dialogs mündete. 
  
Prof. Pfau begann seinen Vortrag mit der Aussage 
„It isn´t over till it´s over“, mit anderen Worten: Das 
Rennen ist noch offen. Nach dem Abschluss der 
monumental inszenierten Parteitage der Demokra-
ten und der Republikaner geht der Wahlkampf nach 
rund einjährigem Vorlauf nun in die entscheidende, 
heiße Phase. Um die Details verstehen zu können, 
so Prof. Pfau, sei es wichtig zu wissen, wie das 
Wahlsystem in den USA funktioniere. Wichtig sei 
dabei zu erkennen, dass der Präsident nicht direkt 
vom Volke, sondern von einem Wahlmännergremi-
um gewählt werde. Im Grunde genommen gebe es 
zudem 50 einzelne Wahlen, da jeder Bundesstaat 
eine unterschiedliche Anzahl von Wahlmännern in 
Abhängigkeit seiner Bevölkerungsgröße vergebe. 
Hierbei gilt der Grundsatz „The winner takes it all“, 
d.h. wer die meisten Stimmen des Bundesstaates 
erringt, erhält alle von diesem Bundesstaat zu ver-
gebenden Wahlmännerstimmen. Insgesamt sind es 
548, so dass ein Kandidat mindestens 270 Wahl-
männerstimmen zum Sieg benötige. Der bevölke-
rungsstärkste Bundesstaat Kalifornien vergibt 55 
Stimmen, Alaska, Heimatstaat der republikanischen 
Vizepräsidentschaftskandidatin Sarah Palin dage-
gen nur 3 sog. „elektorale Stimmen“. 
  
Um den Wahlkampf der Parteien verstehen zu kön-
nen, sei es zudem wichtig, sich die von Republika-
nern und Demokraten verfolgten Strategien genauer 
anzusehen. Interessant sei dabei besonders, dass 
das Zentrum der USA parteipolitisch republikanisch 
und die Ost- und West-Küsten eher demokratisch 
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geprägt seien. Des Weiteren kommt hinzu, dass die 
Wahl des nächsten amerikanischen Präsidenten 
lediglich dort entschieden werde, wo sich bislang 
noch keine eindeutige Mehrheit der einen oder 
anderen Seite abzeichne. Dies sog. Swing-States 
(Pendelstaaten) sind dieses Mal Florida, Ohio und 
Indiana (der „Ground Zero“ der amerikanischen 
Immobilienkrise), auf die sich nunmehr alle Wahl-
kampfaktivitäten konzentrierten. Entscheidend sei 
hierbei nicht, Wechselwähler zu gewinnen, sondern 
vielmehr bisherige Nicht-Wähler dazu zu bringen, 
sich in Wählerlisten einzutragen. Im Wahlkampf 
komme es derzeit weiterhin für John McCain und 
Barack Obama gleichermaßen darauf an, sich als 
Kandidat zu empfehlen, der über die nötige charak-
terliche Stärke verfüge, das Land zu führen. Es 
gehe für die einzelnen Wählerinnen und Wähler 
darum, ob man dem Kandidaten seiner Wahl trauen 
könne oder nicht. Beide Kandidaten pflegten ihr 
Image als politische Außenseiter, die sich von der 
Politik der bisherigen Regierung absetzen wollten, 
beide strichen aber heraus, zu überparteilicher 
Arbeit im Sinne des Landes fähig zu sein. Beide, 
McCain wie Obama, präsentierten sich als Vertreter 
der politischen Mitte. Allerdings sei das Problem von 
Charisma, das es schnell alt werde, so Pfau. Dieses 
gelte nicht nur für die Präsidentschaftskandidaten 
sondern auch für ihre „running mates“ Joe Biden 
und Sarah Palin. 
  

 
 

Dirk Weissleder (rechts) dankt Prof. Michael Pfau für 
seinen beeindruckenden Vortrag. 
 
Charakterliche Stärke der Kandidaten sei in diesem 
Zusammenhang wichtiger als große Konzepte zur 
derzeitigen Finanzkrise, dem Irak-Krieg oder der 
Energie- und Umweltpolitik, zudem lasse der 
„Kampf gegen den Terror“ eine traumatisierte Nati-
on zurück. Die Amerikaner seien aber optimistische 
Pragmatiker, wobei insbesondere Deutsche im 
Unterschied dazu immer zur Besserwisserei neig-
ten. In den USA stelle man auch in Krisen nicht das 
gesamte politische oder wirtschaftliche System in 
Frage, so Prof. Pfau, sondern es gehe vielmehr 
darum, lösungsorientierte Ansätze zu finden, ein 
pragmatisches „Nachvorneblicken“ und kein „Nach-
hintenschauen“. Zweifelsohne seien jedoch die 
Folgen der aktuellen Finanzkrise, die er als nationa-
le Krise bezeichnete, unübersehbar, weil diese 
letztlich jeden Amerikaner träfen, insbesondere aber 
auch viele Pensionäre ihre Alterssicherung in Aktien 
angelegt hätten. 
 
Text: Dirk Weissleder 
 

 
 
DGLI Sektion Hessen am Puls des US-
Wahlkampfes und der Finanzkrise mit Morgan 
Stanley Aufsichtsratsvorsitzenden Dr. Lutz Raet-
tig 
 
Am 23. September berichtete der Vorstandsvorsit-
zende des Aufsichtsrates der Morgan Stanley 
Deutschland, Dr. Lutz Raettig, aus erster Hand auf 
dem „3. Finanzpolitischen Dialog der DGLI Hessen“ 
über die finanzpolitischen Erdbeben in der amerika-
nischen Bankenwelt. Noch Tags zuvor war die Um-
wandlung der Morgan Stanley – ebenso wie Gold-
man Sachs – als die letzten zwei verbliebenen In-
vestmentbanken der USA in „normale“ Globalban-
ken in dramatischen Krisensitzungen entschieden 
worden. 
 

 
 

Dr. Lutz Raettig 
 
Dr. Raettig war eigentlich gekommen, um über den 
„Wahlkampf in den USA und mögliche Auswirkun-
gen auf die Finanzwelt“ zu sprechen. Veranstal-
tungsort war das exklusive Foyer der Neuen Deut-
schen Börse in Frankfurt-Hausen. Das Treffen, das 
die DGLI Sektion Hessen mit freundlicher Unterstüt-
zung der Neuen Deutschen Börse AG organisiert 
hatte, wurde von 94 Bankern und interessierten 
Bürgern rege zu Diskussionen zum Wahlkampf 
sowie zur Finanzkrise genutzt. Dr. Raettig vertrat 
die Ansicht, dass letztlich beide Kandidaten sich mit 
Lösungen der Finanzkrise bisher nicht hervorgetan 
hätten, sah aber einen leichten Kompetenzvor-
sprung bei McCain. Bezogen auf das Bankensys-
tem, geht er davon aus, dass die bis dahin getroffe-
nen Maßnahmen zur Stabilisierung der Investment-
banken ausreichen würden. Umstritten wurde das 
Verbot Leerverkäufe sowie die Maßnahmen der 
Politik und Bankenindustrie diskutiert.  
 

 
 

In der Neuen Börse, Frankfurt/Main: DGLI-Vizepräsident 
Dr. Wolfgang Tischler 
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Eine sehr gut besuchte DGLI-Veranstaltung! 
 
Die DGLI Sektion Hessen wird am Bankenstandort 
Frankfurt den „Finanzpolitischen Dialog der DGLI 
Hessen“ ebenso fortführen wie aktuelle gesell-
schaftspolitische Themen aufgreifen. So ist bereitet 
die Sektion am 29. Januar 2009  eine Veranstaltung 
mit dem Vorsitzenden der FRAPORT AG, Dr. Wil-
helm Bender, zur Bedeutung des Flughafenausbaus 
im globalen Standortwettbewerb und seine Bedeu-
tung für die deutsche Wirtschaft vor.  
 
Text: Ragnar Strauch 
Fotos: Ragnar Strauch/Dr. Wolfgang Tischler 
 
 
 
Patrick Meinhardt beobachtete US-
Präsidentschaftswahlen in Florida 
 
Fort Lauderdale (Florida) / Berlin (blu) – Europa und 
der Rest der Welt blickten am 4. November ge-
spannt auf den Ausgang der US-
Präsidentschaftswahlen. Würde der politische New-
comer und demokratische Senator aus Illinois Ba-
rack Obama das Rennen gegen den republikani-
schen „Maverick“ und hoch dekorierten Vietnam-
krieg-Veteran John McCain machen? Europäer 
waren dabei nicht nur Zaungäste vor den Fernse-
hern, denn die OSZE schickte wie schon 2004 eu-
ropäische Wahlbeobachter in die Staaten. DGLI-
Präsident Patrick Meinhardt beobachte zusammen 
mit anderen Parlamentariern den Wahltag vor Ort 
im „Sunshine State“ Florida. So mancher erinnert 
sich bestimmt an die „Hängepartie“ bei den Präsi-
dentschaftswahlen im Jahre 2000 wegen unklarer 
Stimmenverhältnisse in Florida. Erst nach wochen-
langem juristischem Tauziehen zwischen den La-
gern von George W. Bush und Al Gore über Nach-
zählungen in umstrittenen Stimmbezirken endete 
die längste amerikanische Wahlnacht. Den Aus-
schlag gaben nach offizieller Zählung am Ende 537 
Stimmen aus Florida, aber auch an diesem Wahler-
gebnis bestehen bis heute noch massive Zweifel.  
 
Die Beobachtermission von Patrick Meinhardt war 
deswegen von ganz besonderer Bedeutung. Über-
rascht wurden die Wahlbeobachter dann am Vortag 
der Wahl als sie erfuhren, dass sie nur ein einziges, 
von den US-Behörden ausgesuchtes Wahllokal 
besuchen durften. „Wir alle hielten dies für ein inak-
zeptables Vorgehen. Einer internationalen Wahlbe-
obachterdelegation darf nicht vorgeschrieben wer-
den, welche Wahllokale sie zu besuchen hat, ge-

schweige denn, welche sie nicht besuchen darf“, so 
Patrick Meinhardt. „Um es kurz und bündig zu sa-
gen: Auch die Vereinigten Staaten können und 
müssen bei der Organisation ihrer Wahlen und bei 
der Transparenz des Wahlverfahrens noch einiges 
lernen.“  
 
Die transatlantischen Beziehungen werden sich mit 
dem designierten US-Präsidenten Obama und dem 
international erfahrenen Vizepräsidenten Joe Biden 
verbessern, glaubt DGLI-Präsident Meinhardt. Al-
lerdings erwartet er, dass die neue Regierung von 
den europäischen Partnern mehr Engagement in 
internationalen Fragen einfordern wird. Aber so 
Patrick Meinhardt: „Dann müssen auch wir Europä-
er selbstbewusster werden.“ 
 
Text: Patrick Meinhardt MdB 
 
 
 
3. Baden-Badener Dialog mit Alexander 
Graf Lambsdorff 
 
100 Gäste kamen in die Orangerie des Brenners 
Park-Hotels zum 3. Baden-Badener Dialog. "Das ist 
jetzt schon eine Tradition, die wir auch fortsetzen 
wollen." so Übereinstimmend der Leiter des Regio-
nalbüros der Friedrich Naumann Stiftung für die 
Freiheit in Baden-Württemberg Jochen Merkle und 
der Präsident der Deutschen Gruppe der Liberal 
International und mittelbadische FDP-
Bundestagsabgeordnete Patrick Meinhardt. In der 
regen Debatte ging es von den Bürgerfreiheiten 
über Fragen der Menschenrechtspolitik und der 
Zukunft der Europäischen Gemeinschaft bis zur 
konkreten Frage, warum Deutschland eigentlich 
noch an China Entwicklungshilfe zahlt. 
 

 
 
Josef Benz, Patrick Meinhardt MdB, Alexander Graf 
Lambsdorff MdEP, Jochen Merkle, Michael Bauer (v.l.n.r.). 
 
Mit dem Baden-Badener Dialog soll Außen- und 
Europapolitik hautnah erlebbar gemacht werden 
und ein direkter Gesprächskontakt zu Politikern 
hergestellt werden. Und so reihte sich der aktuelle 
Referent mit seinem Thema in die eindrucksvolle 
Liste der bisherigen Teilnehmer ein: nach Dr. Wolf-
gang Gerhardt und Dr. Werner Hoyer sprach jetzt 
der FDP-Europaabgeordnete Alexander Graf 
Lambsdorff auch in seiner neuen Funktion als Prä-
sident des Europäischen Liberalen Forums zu dem 
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Thema: „Die Freiheit in der Staatenwelt des 21. 
Jahrhunderts."  
 
Text und Fotos: Patrick Meinhardt MdB 
 
 
 
DGLI-Reise nach Istanbul vom 14. bis 19. 
September 2008 
 
Die Türkei auf dem Weg zu einer liberalen 
Demokratie  
 
Die Teilnehmer der von dem DGLI-
Präsidiumsmitglied, der Generalsekretärin der Libe-
ralen Türkisch-Deutschen Vereinigung, Kerstin 
Laabs konzipierten und geleiteten Reise gingen der 
Frage nach, wie weit die Türkei im Rahmen der EU-
Beitrittsverhandlungen auf ihrem Weg zu einer 
liberalen Demokratie fortgeschritten ist. Mit Vertre-
tern aus Wissenschaft, Medien und von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen diskutierte die Gruppe 
Themen wie das politische System der Türkei, das 
Verhältnis von Politik und Religion, die Kurdenprob-
lematik, die Situation der Frau und Bildungspolitik. 
 

 
 

DGLI-Präsidiumsmitglied Kerstin Laabs moderiert die 
Diskussion mit Prof. Dr. Ahmet Evin von der Sabanc� 
Universität zum Verhältnis von Politik und Religion in der 
Türkei. Ort: Büro der Friedrich-Naumann-Stiftung für die 
Freiheit in Istanbul. 
 

 
 

DGLI-Präsidiumsmitglied Lilli Löbsack (vorne, 3. v. r) mit 
einigen Teilnehmern vor der Blauen Moschee. 
 
Schnell wurde deutlich, dass Reformen zur Demo-
kratisierung nicht allein vom Willen der Regierung 
abhängen, sondern dass das türkische Militär wei-
terhin über formelle und informelle Kanäle entschei-
denden politischen Einfluss ausübt. So kritisiert 
auch der am 5. November 2008 veröffentlichte 

Fortschrittsbericht der EU-Kommission erneut die 
mangelnde Kontrolle ziviler Organe über das Militär. 
 

 
 

Istanbul, die Stadt am Bosporus, vereint Tradition und 
Moderne, verbindet Europa und Asien. 
 
Das Militär gilt seit dem Befreiungskrieg 1919-1923 
und der Gründung der Republik Türkei 1923 als 
Hüter der nationalen Einheit gegen die wahrge-
nommene Doppelbedrohung durch radikalen politi-
schen Islam sowie gewaltsamen kurdischen Sepa-
ratismus und genießt große Zustimmung in der 
Bevölkerung. Die Verfassung von 1982 stärkte die 
Institution des Nationalen Sicherheitsrats, wodurch 
das Militär de facto eine „Richtlinienkompetenz“ 
erhielt. 2003 reformierte die Regierung Erdo� an den 
Nationalen Sicherheitsrat und begrenzte den Einfluß 
des Militärs offiziell auf eine beratende Rolle. 
Medien und Parlamentarier messen jedoch nach 
wie vor Äußerungen der Generäle ein sehr hohes 
Gewicht bei.  
 
Die Haltung des Militärs zu den EU-
Beitrittsverhandlungen ist gespalten. Einerseits 
würde ein EU-Beitritt die Erfüllung des von Atatürk 
ausgegebenen Ziels, die Türkei auf das Niveau 
zeitgemäßer westlicher Zivilisationen zu bringen, 
bedeuten. Andererseits befürchten die Generäle, 
daß demokratische Reformen die Position der 
Türkei im Kampf gegen innere und äußere 
Bedrohungen schwächen. Die Spitze des 
Generalstabs bekennt sich zwar ausdrücklich zum 
Ziel der EU-Mitgliedschaft, aber der neue 
Generalstabschef Ba� bu�  fügte in seiner 
Antrittsrede zugleich hinzu, “vorausgesetzt die EU 
würde das türkische Konzept des  Nationalstaats 
nicht antasten”. Diese Aussage weckt Zweifel an 
der Bereitschaft des Militärs, demokratische 
Reformen mitzutragen. Eine Integration der Türkei 
in das Mehrebenensystem der Europäischen Union 
mit supranationalen Strukturen läuft den Interessen 
des Militärs zuwider. Das Militär kann seine Macht 
nur sichern, wenn die Türkei weiterhin in Ankara 
und nicht von Brüssel aus regiert wird. 
 
Als Fazit bleibt festzuhalten, dass durch die Konditi-
onalität der EU-Beitrittsverhandlungen initiierte 
Verfassungs- und Gesetzesänderungen nicht aus-
reichen, um die Rolle des Militärs mit EU-Standards 
in Einklang zu bringen. Militarismus ist ein fester 
kultureller Bestandteil des türkischen Nationalismus. 
Eine selbstkritische Auseinandersetzung der türki-
schen Gesellschaft mit dem Stellenwert des Milita-
rismus ist erforderlich, um die Bedeutung des Mili-
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tärs langfristig neu zu definieren und damit die Vor-
aussetzung für eine dauerhafte Konsolidierung der 
türkischen Demokratie zu schaffen. 
 
Das Thema „EU-Beitritt der Türkei“ wird im Wahljahr 
2009 öffentliche Diskussionen entfachen. In diesem 
Zusammenhang sei verwiesen auf zwei Neuer-
scheinungen: 
 
1. Hermann, Rainer 2008: Wohin geht die türkische 
Gesellschaft? Kulturkampf in der Türkei, Deutscher 
Taschenbuchverlag, ISBN 978-3-423-24682-8, 
München. (Dr. Rainer Hermann ist Mitglied der 
Redaktion der FAZ und berichtet seit 1996 aus der 
Türkei.) 
 
2. Kramer, Heinz/Reinkowski, Maurus 2008: Die 
Türkei und Europa. Eine wechselhafte Beziehungs-
geschichte, Verlag W. Kohlhammer, ISBN 978-3-17-
018474-9, Stuttgart. (Dr. Heinz Kramer ist Türkei-
Experte der SWP Stiftung Wissenschaft und Politik; 
Dr. Maurus Reinkowski ist Professor für Islamwis-
senschaft an der Universität Freiburg.) 
 
Text: Kerstin Laabs, DGLI-Präsidiumsmitglied 
Fotos: Timo Kellmann 
 
 
 
Internationaler Liberalismus 

 
 
Der nächste LI-Kongress des liberalen Weltverban-
des findet im November 2009 in Südafrika statt. 
 

 
 
Aktuelle Termine der Europapolitik finden Sie unter: 
www.europatermine.de . 
 
 
 
Internationale Politik  
 
Die Krise der internationalen Finanzmärkte greift 
mittlerweile immer stärker um sich. Allein in den 
USA hat der Kongress ein 700 Mrd. US$-Paket 
geschnürt. Das Magazin Time errechnet hierfür 
einen Betrag von 2.300 $ für jeden Bürger. „Das 
Epizentrum der Krise liegt in der Wall Street; dort 
könnte das Ende der finanziellen Vorherrschaft der 
Vereinigten Staaten eingeläutet werden. amerika ist 
militärisch geschwächt und geographisch ermüdet. 
Die Welt befindet sich im Übergang vom amerikani-
schen Hegemon zu einer multipolaren Ordnung. Die 
Rechnung für diese Krise wird nicht an einem Tag, 
sondern über Jahre beglichen. Es wird eine globale 
Lastenverteilung geben. Amerikas Gläubiger haften 
mit. … Das Beben an den Finanzmärkten führt zu 
einer tektonischen Verschiebung der politischen 
Machtverhältnisse der Welt. Darin liegen Risiken, 

aber auch Chancen für Europa“ [Stelzner, Holger: 
Die Krise und die Folgen, in: FAZ 10.10.2008]. Über 
die Finanzkrise äußert sich der Soziologen Ralf 
Dahrendorf in einem Gespräch in der FAZ vom 
10.10.2008: „Zur Freiheit gehören die Krisen der 
Freiheit. … die Einzigen, die mit der Krise fertig 
werden können, sind die Amerikaner. Sie sind viel 
radikaler als die Europäer. Die Europäer reden 
immer – und besonders gerne von Systemen: Man 
müsse das ganze System verändern, heißt es dann 
sofort. Da wird dann schnell das Ende des Kapita-
lismus ausgerufen oder die Soziale Marktwirtschaft 
begraben. In Amerika wird jetzt stattdessen etwas 
getan. Und sie werden viel radikaler als alle Euro-
päer sein, so wie Roosevelts „New Deal“-Antwort 
auf die Weltwirtschaftskrise in den dreißiger Jahren 
viel radikaler war als sämtliche Ideen der europäi-
schen Sozialisten. Wahrscheinlich werden die Ame-
rikaner zu weit gehende Maßnahmen ergreifen, die 
sie dann wieder rückgängig machen. Aber sie wer-
den strategisch-punktuell handeln und dabei nicht 
über das System reden. In Europa hingegen wird 
man ausführlich debattieren und entweder Lafon-
tainsche Systemkritik akzeptieren oder bekämpfen – 
ohne zu handeln. Jedenfalls werden die Europäer 
kaum das Richtige tun, weil hier nicht pragmatisch 
gedacht hat.“ 
 
 
 
Neuanfang in den USA 
 
Nach dem bislang längsten und teuersten Präsi-
dentschaftswahlkampf stehen mit der Wahl von 
Barack Obama nun die Zeichen auf einen Neuan-
fang in der amerikanischen Innen- und Außenpolitik. 
„Über der Begeisterung für Obamas Wahlsieg darf 
… nicht vergessen werden, dass sein Sieg alles 
andere als erdrutschartig war. … bei aller Wechsel- 
und Aufbruchsrhetorik (bleibt) Amerika nach wie vor 
ein stark konservativ geprägtes Land“ [Wagner, 
Richard: Ein Hauch von Erlösung, in: FAS 
09.11.2008]. Barack Obama, der bereits auf dem 
Parteitag in Boston 2004 durch eine fulminante 
Rede auffiel, wird nun beweisen müssen, wie weit 
Charisma und Sachverstand zur Lösung immenser 
Probleme ausreichen werden. Er „ist trotz des lan-
gen Wahlkampfes für viele Amerikaner noch immer 
ein unbeschriebenes Blatt. Eine Mehrheit hat für ihn 
gestimmt, weil sie das Risiko, das damit verbunden 
ist, für weniger gravierend hielten als Zukunftsper-
spektive, die er verkörpert. Es ist das Zukunftsver-
sprechen Amerikas“ [Frankenberger, Klaus-Dieter: 
Präsident Obama, in: FAZ 06.11.2008]. Fest steht, 
dass der Nachfolger von Georg W. Bush nicht zu 
beneiden ist. „Aber das hat nicht nur mit der Hinter-
lassenschaft des Vorgängers zu tun oder dem, was 
man ihm ankreidet, sondern kurioserweise auch mit 
den enormen Erwartungen, die schon jetzt auf ihm 
ruhen. Je höher die Erwartungen geschraubt wer-
den, die vermutlich nirgendwo höher sind als in 
Europa, desto größer wird die Gefahr der Enttäu-
schung. Denn dass der 44. Präsident erfüllen kann, 
was „objektiv“ nötig wäre, und erfüllen wird, was 
andere von ihm erwarten – von der Klimapolitik bis 
zur Politik im Nahen und Mittleren Osten –, ist ein 
Irrglaube. … Die Welt und besonders Europa wer-
den schon bald irritiert zur Kenntnis nehmen, dass 
am 20. Januar die amerikanische Außen- und Si-
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cherheitspolitik nicht bei null anfängt – ein Eckda-
tum bleibt der „11. September“ – und dass es in der 
Sache vielleicht mehr Kontinuität geben wird, als 
man gedacht oder erhofft hat. Das fängt beim 
Kampf gegen den islamistischen Terrorismus an 
und hört bei dem gegen die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen nicht auf. Und wer glaubt, 
militärische „Präemption“ habe sich nach dem Irak-
Krieg ein für alle Mal erledigt, könnte eine böse 
Überraschung erleben. Dass sich Bushs Nachfolger 
noch stärker Asien zuwenden wird und noch weni-
ger Präsenz in Europa zeigt, gehört zum Gang der 
Dinge. … Der nächste Präsident steht vor gewalti-
gen Aufgaben. Wir sollten alles daransetzen, dass 
er nicht an ihnen scheitert“ [Frankenberger, Klaus-
Dieter: Das Erbe, in: FAZ 04.11.2008]. „Vier Fünftel 
der Amerikaner sind überzeugt, dass sich ihr Land 
in die falsche Richtung bewegt: ein Doppelbankrott 
der wirtschaftlichen und der politischen Führung, 
von Wall Street und Washington“ [FAS 12.10.2008]. 
„Amerikaner gelten in der großen Mehrheit als opti-
mistische Pragmatiker, bei denen Botschaften vom 
bevorstehenden Weltuntergang nicht verfangen“ 
[FAZ 25.08.2008], trotzdem dürfte es schwer sein, 
in einer weltweiten Konjunkturkrise alle versproche-
nen Programme aus zu finanzieren, die der „Middle 
class“ zu Gute kommen sollen. Angesichts einer 
Verschuldung der USA in Höhe von über 10 Billio-
nen US$ [FAZ 08.11.2008] kein leichtes Unterfan-
gen. „Die Finanzkrise hat schonungslos die Schwä-
chen der amerikanischen Volkswirtschaft aufge-
deckt. … Zum Glück ist der Rest der Welt nicht 
mehr so abhängig von der amerikanischen Konjunk-
tur wie noch vor 20 Jahren – Dank der Globalisie-
rung. Aber bis heute sind die Amerikaner der Takt-
geber der Weltkonjunktur geblieben“ [Winter, Ste-
fan: Obama unter Druck, in: HAZ 08.11.2008]. 
„Amerika rückt durch die Wahl Obamas nach links. 
Das gilt umso mehr, als sich der Demokrat auf eine 
komfortable Mehrheit der eigenen Partei im Kon-
gress stützen kann. In dem Bemühen, nun vieles 
anders und vor allem besser zu machen für die 
breite Mittelschicht, sollte der 44. Präsident der 
Vereinigten Staaten nicht dem Trugschluss erliegen, 
die aktuelle Krise sei ausschließlich der Zügellosig-
keit freier Märkte zuzuschreiben. Auch der amerika-
nische Staat hat versagt, indem er das Wohneigen-
tum über die Maßen gefördert und damit entschei-
dend zur Preisblase auf dem Immobilienmarkt bei-
getragen hat. Diese Einsicht ist wichtig, damit die 
notwendige Adjustierung des marktwirtschaftlichen 
Rahmens nicht zu einer die Wachstumskräfte ersti-
ckenden Überregulierung gerät“ [Tigges, Claus: 
Amerika rückt nach links, in: FAZ 06.11.2008]. 
 
Nachdem nun erstmals ein Farbiger US-Präsident 
wurde, wäre es ja nur gerecht, dass eines nicht 
ganz so fernen Tages eine Frau als „Commander in 
Chief“ ins Weiße Haus einzieht … 
 
 
 
Liberale Termine 2009 
 
05.01.2009 DGLI-Präsidiumssitzung; Ort: Stuttgart 
 

17.01.2009 DGLI-Infostand auf dem FDP-
Europaparteitag; Ort: Berlin, Estrel Convention 
Center, Sonnenallee 225 
 

29.01.2009 Finanzpolitischer Dialog der  Sektion 
Hessen mit dem Vorsitzenden der FRAPORT AG, 
Dr. Wilhelm Bender, zur Bedeutung des 
Flughafenbaus im gloalen Standortwettbewerb und 
seine Bedeutung für die deutsche Wirtschaft 
 

07.03.2009 4. Liberal International Day; Ort: Berlin, 
Atrium der Deutschen Bank, Unter den Linden 
 

07.03.2009 DGLI-Jahresmitgliederversammlung; 
Ort: Berlin, Atrium der Deutschen Bank, Unter den 
Linden 
 

15. bis 17.05.2009  DGLI-Infostand auf dem 60. ord. 
FDP-Bundesparteitag; Ort: Hannover, Messe, Halle 
2 
 
Weitere Termine finden Sie immer aktuell auf unse-
rer Homepage unter www.dgli.de 
 
Zitat zum Schluss 
 
„Was unterscheidet den Kapitalismus vom Kommu-
nismus? Im Kommunismus werden die Betriebe 
zunächst verstaatlicht und dann ruiniert. Im Kapita-
lismus werden sie zuerst ruiniert und dann verstaat-
licht“ [N.N., in: FAZ 02.11.2008]. 
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